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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung wohnungsrechtlicher Vorschriften 


A. Problem und Ziel 

Der automatisierte Datenabgleich im Wohngeldverfahren nach § 33 Absatz 5 
des Wohngeldgesetzes (WoGG) dient der Vermeidung rechtswidriger Inan- 
sprachnahme des Wohngeldes und damit auch der Einsparung von Haushalts- 
mitteln des Bundes und der Länder. Die Kosten, die bei der Datenstelle der Trä- 
ger der Rentenversicherang (Datenstelle) für die Durchführung und Vermittlung 
des automatisierten Datenabgleichs entstehen, sollen die Länder tragen. Weiter- 
hin soll eine Einkommensanrechnungsvorschrift präzisiert werden. Ferner wird 
klargestellt, dass Kreditinstitute für Bankauskünfte, die der Ermittlung des 
wohngeldrechtlichen Einkommens dienen, eine Entschädigung erhalten. Da- 
rüber hinaus sind weitere Verbesserungen und Präzisiemngen der Vorschriften 
über den Datenabgleich und die Statistik sowie eine Änderung der Überleitungs- 
vorschrift notwendig. 

Im Zuge der Föderalismusreform I im Jahr 2006 ist die Zuständigkeit für das 
WohnraumfÖrderangs- und Wohnungsbindungsrecht vom Bund auf die Länder 
übertragen worden. In einigen Ländern sind durch das Inkrafttreten entsprechen- 
der landesrechtlicher WohnraumfÖrderangs- und Wohnungsbindungsgesetze die 
bundesrechtlichen Regelungen, soweit sie die soziale Wohnraumförderang be- 
treffen, ersetzt worden. Die Kompetenz für das Recht des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaus liegt hingegen weiterhin beim Bund. Diese Aufteilung der Zustän- 
digkeiten führt dazu, dass in den Ländern mit eigenen Wohnraumförderangs- 
und Wohnungsbindungsgesetzen die Einkommensermittlungsvorschriften und 
die Einkommensgrenzen des Wohnraumförderangsgesetzes des Bundes gelten, 
wenn es um die Erteilung von Wohnberechtigungsscheinen für die Belegung 
einer Wohnung geht, die von der Zweckbindung für Wohnungsberechtigte im 
Kohlenbergbau freigestellt ist. Für sonstige öffentlich geförderte Sozialwohnun- 
gen gelten in diesen Ländern jedoch die entsprechenden landesrechtlichen 
WohnraumfÖrderangs- und Wohnungsbindungsgesetze, die von denen des Bun- 
des abweichen. 


B. Lösung 

Die Regelungen zum wohngeldrechtlichen Datenabgleich in § 33 WoGG sollen 
präzisiert und verbessert werden, insbesondere soll eine Ermächtigungsgrand- 
lage für die Kostenerstattung der Länder an die Datenstelle im Rahmen des 
automatisierten Datenabgleichs in § 38 Nummer 3 WoGG geschaffen werden. 
Weiterhin soll die Vorschrift zur Berücksichtigung von weitergeleitetem Pflege- 
geld nach § 14 Absatz 2 Nummer 26 WoGG präzisiert werden. Es wird klarge- 
stellt, dass Kreditinstitute für Auskünfte über Kapitalerträge nach § 23 Absatz 4 
Satz 2 WoGG - neu — , wie in anderen Sozialleistungsbereichen auch, eine Ent- 
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Schädigung erhalten. Daneben soll die Wohngeldstatistik bei der Erhebung der 
Merkmale Erwerbsstatus und Geschlecht auf alle zu berücksichtigenden Haus- 
haltsmitglieder ausgeweitet und die Erhebung von Kindern und jungen Erwach- 
senen vereinfacht werden (§ 35 WoGG). Schließlich soll die Überleitungsvor- 
schrift des § 41 WoGG systematisch ergänzt werden. 

Durch die Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes (WoBindG) sollen zu- 
künftig für die von der Zweckbindung freigestellten Bergarbeiterwohnungen 
und alle öffentlich geförderten Sozialwohnungen jeweils landeseinheitliche Vor- 
schriften für die Ermittlung des Einkommens und der Einkommensgrenzen gel- 
ten. Der Verweis im Wohnraumförderung -Überleitungsgesetz (WoFÜG) auf das 
WoBindG soll dementsprechend aktualisiert werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 


E. Erfüllungsaufwand 

1 . Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch die zusätzliche statistische Erhebung der Merkmale Erwerbsstatus und 
Geschlecht aller zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder wird keine neue In- 
formationspflicht für Bürgerinnen und Bürger eingeführt. Es wird lediglich an 
die bisher schon bestehende Informationspflicht im Rahmen des Wohngeld- 
antrags angeknüpft, und die dort enthaltenen Angaben werden für statistische 
Erhebungen nutzbar gemacht. Mit der veränderten statistischen Erfassung von 
Kindern und jungen Erwachsenen wird eine Informationspflicht für Bürgerin- 
nen und Bürger (Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder mit 
Kindergeldbezug) weitestgehend abgeschafft. 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für die mittelständischen Unternehmen, 
entstehen nicht. Informationspflichten für die Wirtschaft werden durch den Ge- 
setzentwurf weder eingeführt noch geändert oder abgeschafft. 

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für den automatisierten Datenabgleich entstehen den Ländern Kosten in Form 
der jährlichen Erstattung der Verwaltungskosten, die bei der Datenstelle zur 
Durchführung des automatisierten Datenabgleichs anfallen (im ersten Kalender- 
jahr 2 700 Euro zuzüglich 950 Euro je Kalendervierteljahr, in den folgenden 
Kalenderjahren bis zu 3 800 Euro zuzüglich Erhöhungsfaktor). 

Würden die Länder den automatisierten Datenabgleich ohne die Hilfe der 
Datenstelle durchführen, wären die Kosten weitaus höher. Den beschriebenen 
Kosten stehen die folgenden Einsparungen bei den Wohngeldausgaben für 
Bund und Länder gegenüber; Durch den automatisierten Datenabgleich werden 
Fälle rechtswidrigen Wohngeldbezugs und entsprechendes Rückforderungs- 
potenzial (Überzahlungen sowie Doppelzahlungen an Leistungsempfängerinnen 
und -empfänger in Form von Wohngeld und Transferleistung) aufgedeckt, das 
allerdings wegen des dann abnehmenden Leistungsmissbrauchs ebenfalls sinken 
wird. Diejenigen Länder, die den automatisierten Datenabgleich bereits ein- 
geführt haben (Nordrhein- Westfalen, Hamburg, Berlin, Baden-Württemberg), 
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konnten mit seiner Hilfe insbesondere bei der Antragstellung verschwiegene 
Kapitalerträge aufdecken und so einen überhöhten Leistungsbezug verhindern. 
Nordrhein- Westfalen konnte zum Beispiel ein Rückforderangspotenzial im ers- 
ten Datenabgleich von rund 9 Mio. Euro und im vierten Datenabgleich von noch 
rund 1 Mio. Euro aufdecken. Gemessen hieran fallen die einmalig entstandenen 
Kosten für die Etablierung des technischen Verfahrens sowie die laufenden Kos- 
ten nicht ins Gewicht. Mittelfristig beugt der automatisierte Datenabgleich der 
rechtswidrigen Inanspruchnahme des Wohngeldes vor. Die so erreichbaren Ein- 
sparungen stehen entsprechend den Finanzierangsanteilen hälftig dem Bund und 
dem jeweiligen Land zu. 

Durch die statistische Erhebung von zusätzlichen Merkmalen der weiteren zu 
berücksichtigenden Haushaltsmitglieder werden keine neimenswerten Mehr- 
kosten ausgelöst. Gleiches gilt für die neu geregelte Erfassung von Kindern. Be- 
reits jetzt regelt § 35 Absatz 1 Nummer 8 WoGG die getrennte statistische Er- 
fassung der einzelnen zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder. Mit dem 
Erwerbsstatus und dem Geschlecht sollen lediglich zwei weitere Merkmale hin- 
zugefügt werden. Die hierfür notwendige einmalige Anpassung der Datenverar- 
beitungs- und Statistikprogramme führt nur zu geringen einmaligen Mehrkos- 
ten. Die einmaligen Umstellungskosten des Statistischen Bundesamtes belaufen 
sich auf rund 20 000 Euro und werden von diesem übernommen. Die Länder tra- 
gen die einmaligen Umstellungskosten der Statistischen Landesämter von ins- 
gesamt rund 5 000 Euro und die laufenden Mehrkosten (für alle Länder insge- 
samt) von rund 7 000 Euro jährlich. 

Die Entschädigung der Kreditinstitute, die der Wohngeldbehörde Auskünfte 
über Kapitalerträge von wohngeldberechtigten Personen erteilen, beläuft sich 
auf unter 50 Euro pro Auskunftsersuchen. Da die Anzahl der Bescheinigungen 
nicht bekannt ist, können die Kosten für die Wohngeldbehörden nicht beziffert 
werden. 

Für die Verwaltung werden keine Informationspflichten eingeführt oder abge- 
schafft, aber zwei bestehende Informationspflichten geändert. Zum einen wird 
die bestehende Informationspflicht im Datenabgleich (§33 WoGG) in zwei 
Punkten ergänzt (Abgleich mit den Meldedaten bereits vor Bescheidung mög- 
lich, Nennung auch des Arbeitgebers bei versicherangspflichtiger oder gering- 
fügiger Beschäftigung). Da der Datenabgleich automatisiert durchgeführt wird, 
entstehen durch diese Änderungen außer den oben dargestellten Vollzugskosten 
keine weiteren Kosten. Zum anderen wird die bestehende Informationspflicht 
im Rahmen der Wohngeldstatistik (§ 35 WoGG) in zwei Punkten ergänzt und in 
einem Punkt geändert. 

Mit der Vereinheitlichung der Einkommensermittlungsvorschriften für die Er- 
teilung von Wohnberechtigungsscheinen für von der Zweckbindung freigestellte 
Bergarbeiterwohnungen und öffentlich geförderte Sozialwohnungen wird die 
Verwaltung effizienter; sie wird somit von Kosten entlastet. Da nicht absehbar 
ist, wie viele Bergarbeiterwohnungen mangels Nachfrage der Zielgrappe von 
der Zweckbindung freizustellen sein werden, ist eine konkrete Bezifferung der 
Kosteneinsparung nicht möglich. Die Zahl der Fälle und die damit verbundenen 
Kosteneinsparungen dürften allerdings lediglich gering sein. 


F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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BUNDESREPIJBI.IK DEUTSCHLAND 


Berlin, 3o. 


Mai 2012 


DIE Bijndeskanza.erin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung wohnungsrechtlicher 
Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 896. Sitzung am 11. Mai 2012 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung wohnungsrechtiicher Vorschriften 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Das Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBl. 1 
S. 1856), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „30. Septem- 
ber des vorletzten Kalenderjahres“ durch die Wörter 
„1. Januar des Kalenderjahres“ ersetzt. 

2. In § 14 Absatz 2 Nummer 26 werden nach dem Wort 
„Versorgung“ die Wörter „einer Person, die kein Haus- 
haltsmitglied ist“ eingefügt. 

3. Nach § 23 Absatz 4 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt: 

„§ 21 Absatz 3 Satz 4 des Zehnten Buches Sozialgesetz- 
buch gilt entsprechend.“ 

4. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. ob, mit welchem Wohnungsstatus und von 
welchem Zeitpunkt an ein Haushaltsmitglied 
unter der Anschrift der Wohnung, für die 
Wohngeld beantragt wird oder geleistet wird 
oder wurde, bei der Meldebehörde gemeldet 
ist oder nicht mehr gemeldet ist und unter 
welcher neuen Anschrift es gemeldet ist,“. 

bb) In Nummer 6 werden die Wörter „ob und für wel- 
che Zeiträume“ durch die Wörter „ob, für welche 
Zeiträume und bei welchem Arbeitgeber“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 3 werden nach dem Wort „An- 
schrift“ die Wörter „der Wohnung, für die 
Wohngeld beantragt oder bewilligt wurde“ 
eingefügt. 

bbb) Im Satzteil nach Nummer 6 werden die 
Wörter „die für die Meldedaten nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nr. 5 zuständigen Stellen“ 
durch die Wörter „an die Meldebehörden“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Stelle“ die Wör- 
ter „(zentralen Landesstelle)“ eingefügt. 


c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 4, 6 und 7 genann- 
ten und die für die Leistungen nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 und 3 zuständigen Stellen sowie die Mel- 
debehörden führen den Datenabgleich durch und 
übermitteln die Daten über Feststellungen im Sinne 
des Absatzes 2 an die Wohngeldbehörde oder die zen- 
trale Landesstelle oder über die zentrale Landesstelle 
an die Wohngeldbehörde.“ 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 4 werden nach dem Wort „darf“ die Wör- 
ter „die nach § 52 Absatz 1 und 2 des Zweiten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch und nach § 1 1 8 Absatz 2 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch übermit- 
telten Daten sowie“ eingefügt und wird die An- 
gabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „die sonst nach Lan- 
desrecht für den Datenabgleich zuständige oder 
von der Landesregierung durch Rechtsverord- 
nung oder auf sonstige Weise für den Datenab- 
gleich bestimmte Stelle oder über eine dieser Stel- 
len“ durch die Wörter „die zentrale Landesstelle 
oder über die zentrale Landesstelle“ ersetzt. 

e) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Stelle“ durch die 
Wörter „zentrale Landesstelle“ ersetzt. 

5. ln § 34 Absatz 1 werden die Wörter „der wohngeldbe- 
rechtigten Personen“ durch die Wörter „der zu berück- 
sichtigenden Haushaltsmitglieder“ ersetzt. 

6. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort „Berichtszeitraum“ durch 
das Wort „Erhebungszeitraum“ ersetzt. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushalts- 
mitglieder, ihre jeweilige Beteiligung am Er- 
werbsleben und Stellung im Beruf sowie jeweils 
die Anzahl derjenigen zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder, die 

a) noch nicht 1 8 Jahre alt sind oder 

b) mindestens 1 8 Jahre, aber noch nicht 25 Jahre 
alt sind; 

ist mindestens ein Haushaltsmitglied vom Wohn- 
geld ausgeschlossen, sind auch die Gesamtzahl 
der Haushaltsmitglieder und die Zahl der vom 
Wohngeld ausgeschlossenen Haushaltsmitglieder 
Erhebungsmerkmale ; “ . 

c) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. das jeweilige Geschlecht der zu berücksichtigen- 
den Haushaltsmitglieder;“. 
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d) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. a) das monatliche Gesamteinkommen, die Frei- 
beträge nach § 17 und die Abzugsbeträge für 
Unterhaltsleistungen nach § 18; 

b) die Summe der positiven Einkünfte und der 
Einnahmen nach § 14 sowie die Abzugsbeträ- 
ge für Steuern und Sozialversicherungsbeiträ- 
ge nach § 16 für jedes einzelne zu berücksich- 
tigende Haushaltsmitglied; 

im Fall einer nach den §§ 7 und 8 Absatz 1 vom 
Wohngeld ausgeschlossenen wohngeldberechtig- 
ten Person ist die Art der beantragten oder emp- 
fangenen Leistung nach § 7 Absatz 1 Erhebungs- 
merkmal;“. 

7. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satzteil vor Nuirrmer 1 wird das Wort „Be- 
richtszeitraums“ durch das Wort „Erhebungszeit- 
raums“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 1 Buchstabe a und b wird jeweils das 
Wort „Berichtszeitraum“ durch das Wort „Erhe- 
bungszeitraum“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird das Wort „Berichtszeitraums“ 
durch das Wort „Erhebungszeitraums“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Übermittlung der Einzelangaben an Dritte ist 
unter den Voraussetzungen des § 75 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch zulässig.“ 

8. ln § 38 Nummer 3 werden nach dem Wort „regeln“ die 
Wörter „ ; dabei kann auch geregelt werden, dass die Län- 
der der Datenstelle die Kosten für die Durchführung des 
Datenabgleichs zu erstatten haben“ eingefügt. 

9. Dem § 41 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist über einen nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens von 
Änderungen dieses Gesetzes oder der Wohngeldverord- 


nung gestellten Wohngeldantrag, einen Antrag nach § 27 
Absatz 1 oder in einem Verfahren nach § 27 Absatz 2 zu 
entscheiden und beginnt der Bewilligungszeitraum vor 
dem Zeitpunkt des Irrkrafttretens von Änderungen dieses 
Gesetzes oder der Wohngeldverordnung, ist Satz 1 ent- 
sprechend anzuwenden.“ 

Artikel 2 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 

§ 22 des Wohnungsbindungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. September 2001 (BGBl. 1 
S. 2404), das zuletzt durch . . . vom . . . (BGBl. IS. . . .) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . ln Absatz 3 Buchstabe b werden nach dem Wort „Woh- 
nungsbindungsgesetzes“ die Wörter „oder entsprechen- 
der landesrechtlicher Vorschriften“ eingefugt. 

2. ln Absatz 4 erster Halbsatz werden nach den Wörtern 
„dieses Gesetzes“ die Wörter „oder entsprechende lan- 
desrechtliche Vorschriften“ eingefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Wohnraumförderung- 
Überleitungsgesetzes 

ln § 2 Absatz 2 des Wohnraumförderung-Überleitungs- 
gesetzes vom 5. September 2006 (BGBl. 1 S. 2098, 2100) 
werden nach den Wörtern „vom 13. September 2001 
(BGBl. 1 S. 2404)“ die Wörter „ , das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes] geändert worden ist,“ eingefugt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 5, 6 und 7 Buch- 
stabe a und b Doppelbuchstabe aa tritt am 1. Januar 2013 in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Ziel des Gesetzentwurfs 

Der automatisierte Datenabgleich im Wohngeldverfahren 
nach § 33 Absatz 5 des Wohngeldgesetzes (WoGG) dient der 
Vermeidung rechtswidriger Inanspruchnahme des Wohngel- 
des und damit auch der Einsparung von Haushaltsmitteln des 
Bundes und der Länder. Die zugehörigen Regelungen sollen 
präzisiert und verbessert werden. Die Kosten des automati- 
sierten Datenabgleichs, die bei der Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherung (Datenstelle) für die Durchführung und 
Vermittlung des automatisierten Datenabgleichs entstehen, 
sollen die Länder tragen. Hierzu soll eine Ermächtigungs- 
grundlage in § 38 Nummer 3 WoGG geschaffen werden. 
Weiterhin soll die Einkommensanrechnungsvorschrift zur 
Berücksichtigung von weitergeleitetem Pflegegeld nach 
§ 14 Absatz 2 Nummer 26 WoGG präzisiert werden. Ferner 
wird klargestellt, dass Kreditinstitute für Bankauskünfte, die 
der Ermittlung des wohngeldrechtlichen Einkommens die- 
nen, eine Entschädigung erhalten. Darüber hinaus soll die 
Wohngeldstatistik bei der Erhebung der Merkmale Erwerbs- 
status und Geschlecht auf alle zu berücksichtigenden Haus- 
haltsmitglieder ausgeweitet und die Erhebung von Kindern 
und jungen Erwachsenen vereinfacht werden (§35 WoGG). 
Schließlich soll die Überleitungsvorschrift des § 41 WoGG 
systematisch ergänzt werden. 

Im Zuge der Föderalismusreform 1 im Jahr 2006 ist die Zu- 
ständigkeit für das Wohnraumförderungs- und Wohnungs- 
bindungsrecht vom Bund auf die Länder übertragen worden, 
ln einigen Ländern sind durch das Inkrafttreten entsprechen- 
der landesrechtlicher Wohnraumförderungs- und Woh- 
nungsbindungsgesetze die bundesrechtlichen Regelungen, 
soweit sie die soziale Wohnraumförderung betreffen, ersetzt 
worden. Die Kompetenz für das Recht des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaus liegt hingegen weiterhin beim Bund. Diese Auf- 
teilung der Zuständigkeiten führt dazu, dass in den Ländern 
mit eigenen Wohnraumförderungs- und Wohnungsbin- 
dungsgesetzen die Einkommensermittlungsvorschriften und 
die Einkommensgrenzen des Wohnraumförderungsgesetzes 
des Bundes gelten, wenn es um die Erteilung von Wohnbe- 
rechtigungsscheinen für die Belegung einer Wohnung geht, 
die von der Zweckbindung für Wohnungsberechtigte im 
Kohlenbergbau freigestellt ist. Für sonstige öffentlich geför- 
derte Sozialwohnungen gelten in diesen Ländern jedoch die 
entsprechenden landesrechtlichen Wohnraumförderungs- 
und Wohnungsbindungsgesetze, die von denen des Bundes 
abweichen. Durch die Änderung des Wohnungsbindungs- 
gesetzes sollen zukünftig für die von der Zweckbindung 
freigestellten Bergarbeiterwohnungen und alle öffentlich ge- 
förderten Sozialwohnungen jeweils landeseinheitliche Vor- 
schriften für die Ermittlung des Einkommens und der 
Einkommensgrenzen gelten. Der Verweis im WohnraumfÖr- 
derung-Überleitungsgesetz (WoFÜG) auf das Wohnungs- 
bindungsgesetz (WoBindG) soll dementsprechend aktua- 
lisiert werden. 

II. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 


III. Erfüllungsaufwand 

1 . Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch die zusätzliche statistische Erhebung der Merkmale 
Erwerbsstatus und Geschlecht aller zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder wird keine neue Informationspflicht für 
Bürgerinnen und Bürger oder Arbeitgeber eingeführt. Es 
wird lediglich an die bisher schon bestehende Informations- 
pflicht im Rahmen des Wohngeldantrags angeknüpft, und 
die dort enthaltenen Angaben werden für statistische Erhe- 
bungen nutzbar gemacht. Mit der veränderten statistischen 
Erfassung von Kindern und jungen Erwachsenen wird eine 
Informationspflicht für Bürgerinnen und Bürger (Anzahl der 
zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder mit Kindergeld- 
bezug) weitestgehend abgeschafft. 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für die mittelständi- 
schen Unternehmen, entstehen nicht. Informationspflichten 
für die Wirtschaft werden durch den Gesetzentwurf weder 
eingeführt noch geändert oder abgeschafft. 

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Bei den Ländern, die den automatisierten Datenabgleich 
durchführen, fallen Kosten in Form der jährlichen Erstattung 
der bei der Datenstelle erzeugten Verwaltungskosten an (im 
ersten Kalenderjahr 2 700 Euro zuzüglich 950 Euro je Kalen- 
dervierteljahr, in den folgenden Kalenderjahren insgesamt 
bis zu 3 800 Euro zuzüglich Erhöhungsfaktor). 

Würden die Länder den automatisierten Datenabgleich ohne 
die Hilfe der Datenstelle durchführen, wären die Kosten 
weitaus höher. Den beschriebenen Kosten stehen die folgen- 
den Einsparungen bei den Wohngeldausgaben für Bund und 
Länder gegenüber: Durch den automatisierten Datenab- 
gleich werden Fälle rechtswidrigen Wohngeldbezugs und 
entsprechendes Rückforderungspotenzial (Überzahlungen 
sowie Doppelzahlungen an Leistungsempfängerinnen und 
-empfänger in Form von Wohngeld und Transferleistung) 
aufgedeckt, das allerdings wegen des dann abnehmenden 
Leistungsmissbrauchs ebenfalls sinken wird. Diejenigen 
Länder, die den automatisierten Datenabgleich bereits einge- 
führt haben (Nordrhein- Westfalen, Hamburg, Berlin, Baden- 
Württemberg), konnten mit seiner Hilfe insbesondere bei der 
Antragstellung verschwiegene Kapitalerträge aufdecken und 
so einen überhöhten Leistungsbezug verhindern. Nordrhein- 
Westfalen konnte zum Beispiel ein Rückforderungspotenzial 
im ersten Datenabgleich von rund 9 Mio. Euro und im vier- 
ten Datenabgleich von noch rund 1 Mio. Euro aufdecken. 
Gemessen hieran fallen die einmalig entstandenen Kosten 
für die Etablierung des technischen Verfahrens sowie die 
laufenden Kosten nicht ins Gewicht. Mittelfristig beugt der 
automatisierte Datenabgleich der rechtswidrigen Inan- 
spruchnahme des Wohngeldes vor. Die so erreichbaren Ein- 
sparungen stehen entsprechend den Finanzierungsanteilen 
hälftig dem Bund und dem jeweiligen Land zu. 

Durch die statistische Erhebung von zusätzlichen Merkma- 
len der weiteren zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder 


Drucksache 17/9851 


-10- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


werden keine nennenswerten Mehrkosten ausgelöst; Glei- 
ches gilt für die neu geregelte Erfassung der Kinder. Bereits 
jetzt regelt § 35 Absatz 1 Nummer 8 WoGG die getrennte 
statistische Erfassung der einzelnen zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder. Mit dem Erwerbsstatus und dem Ge- 
schlecht sollen lediglich zwei weitere Merkmale hinzugefügt 
werden. Die hierfür notwendige einmalige Anpassung der 
Datenverarbeitungs- und Statistikprogramme führt nur zu 
geringen einmaligen Mehrkosten. Die einmaligen Umstel- 
lungskosten des Statistischen Bundesamtes belaufen sich auf 
rund 20 000 Euro und werden von diesem übernommen. Die 
Länder tragen die einmaligen Umstellungskosten der Statis- 
tischen Landesämter von insgesamt rund 5 000 Euro und die 
laufenden Mehrkosten (für alle Länder insgesamt) von rund 
7 000 Euro jährlich. 

Die Entschädigung der Kreditinstitute, die der Wohngeldbe- 
hörde Auskünfte über Kapitalerträge von wohngeldberech- 
tigten Personen erteilen, beläuft sich auf unter 50 Euro je 
Auskunftsersuchen. Da die Anzahl der Bescheinigungen 
nicht bekannt ist, können die Kosten für die Wohngeldbehör- 
den nicht beziffert werden. 

Für die Verwaltung werden keine Informationspflichten ein- 
geführt oder abgeschafft, aber zwei bestehende Infonna- 
tionspflichten geändert. Zum einen wird die bestehende In- 
formationspflicht im Datenabgleich (§ 33 WoGG) in zwei 
Punkten ergänzt (Abgleich mit den Meldedaten bereits vor 
Bescheidung möglich; Nennung auch des Arbeitgebers bei 
versicherungspflichtiger oder geringfügiger Beschäftigung). 
Da der Datenabgleich automatisiert durchgeführt wird, ent- 
stehen durch diese Änderungen außer den oben dargestellten 
Vollzugskosten keine weiteren Kosten. Zum anderen wird 
die bestehende Informationspflicht im Rahmen der Wohn- 
geldstatistik (§ 35 WoGG) in zwei Punkten ergänzt und in 
einem Punkt geändert. 

Mit der Vereinheitlichung der Einkommensermittlungsvor- 
schriften für die Erteilung von Wohnberechtigungsscheinen 
für von der Zweckbindung freigestellte Bergarbeiterwoh- 
nungen und öffentlich geforderte Sozialwohnungen wird die 
Verwaltung effizienter; sie wird somit von Kosten entlastet. 

IV. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisni- 
veau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 

V. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung 

Die Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Gleich- 
stellung von Frauen und Männern. 

VI. Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeits- 
strategie 

Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie wurden geprüft. Der Gesetzentwurf 
berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung. 

VII. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Änderung des WoGG 
(Artikel 1) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 des 
Grundgesetzes (GG; Wohngeldrecht). Die Zuständigkeit für 
die Änderung des WoBindG (Artikel 2) und des WoFÜG 


(Artikel 3) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 GG 
(Bergarbeiterwohnungsbaurecht). 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Wohngeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 12 Absatz 3 Satz 2) 

Die Verschiebung des Referenzstichtages für den Bevölke- 
rungsstand folgt technischen Erwägungen und Bedürfnissen 
der Praxis. Mit dieser Vereinheitlichung der Stichtage in § 12 
Absatz 3 und 4 WoGG (Bevölkerungsstand und Mieten- 
niveau) wird bewirkt, dass bei einer Neuberechnung des 
Mietenniveaus nicht mehr zwei statistische Auswertungen 
aufwendig miteinander verknüpft werden müssen. Damit 
werden eine wesentliche Erleichterung bei den statistischen 
Landesämtem und ein geringerer Prüfaufwand beim Statisti- 
schen Bundesamt erreicht. Nicht zuletzt trägt die Änderung 
zur Vereinheitlichung und Verbesserung der Datengrundlage 
bei. 

Zu Nummer 2 (§ 14 Absatz 2 Nummer 26) 

Die Änderung soll der Klarstellimg dienen, dass § 14 Absatz 2 
Nummer 26 WoGG nicht das Pflegegeld erfasst, das inner- 
halb desselben Haushaltes von einem zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglied an ein anderes weitergeleitet wird. Dies 
entspricht den Grundsätzen des Wohngeldrechts. Für die Be- 
stimmung des Wohngeldanspruchs wird das Gesamteinkom- 
men aller zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder ennit- 
telt. Geldleistungen zwischen ihnen sind dabei unbeachtlich. 
In diesem Sinne lautete auch § 10 Absatz 2 Nummer 5.6 
WoGG in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fas- 
sung: „die Hälfte des Pflegegeldes [. . .] für Pflegehilfen, die 
keine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Pflege- 
bedürftigen führen“. Diese Regelung sollte nach der Begrün- 
dung des Gesetzes zur Neuregelung des Wohngeldrechts und 
zur Änderung des Sozialgesetzbuches vom 24. September 
2008 (Bundestagsdrucksache 16/6543, S. 97) insoweit in- 
haltlich nicht geändert werden. 

Zu Nummer 3 (§ 23 Absatz 4 Satz 1) 

Im Sozialgesetzbuch sind Entschädigungen für die Aus- 
kunftserteilung von Kreditinstituten für Sozialleistungszwe- 
cke vorgesehen (vergleiche § 60 Absatz 2 des Zweiten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch (SGB II) und § 117 Absatz 3 Satz 2 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII)). Die ent- 
sprechende Anwendbarkeit des § 21 Absatz 3 Satz 4 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) auch für den Be- 
reich des Wohngeldes als weitere Sozialleistung dient ledig- 
lich der Klarstellung. 

Zu Nummer 4 (§ 33) 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

(Absatz 2 Satz 1 Nummer 5) 

Die Änderung dient der systematischen Vervollständigung. 
Die Datenabgleiche nach den anderen Nummern 1 bis 4 
und 6 bis 7 des Satzes 1 sind bereits nach geltendem Recht 
auch vor Bescheiderteilung möglich. Dies soll künftig auch 
für die Meldedaten gelten. Der Meldestatus ist ein Indiz für 
den Lebensmittelpunkt und damit für die Eigenschaft als 
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Haushaltsmitglied nach § 5 Absatz 1 Satz 1 WoGG. Der Ab- 
gleich mit den Meldedaten bereits bei Antragsbearbeitung ist 
geeignet und erforderlich zur Vermeidung rechtswidriger 
Inanspruchnahme des Wohngeldes. Die Vorschrift ist Bun- 
desrecht im Sinne von § 18 Absatz 4 und 5 des Melderechts- 
rahmengesetzes (MRRG). 

Bei Auszug eines Haushaltsmitglieds soll auch die Übermitt- 
lung von dessen neuer Adresse zulässig sein, um den Wohn- 
geldbehörden insbesondere die Zustellung eines Bescheides 
(etwa über eine Rückforderung) zu erleichtern. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

(Absatz 2 Satz 1 Nummer 6) 

Der Datenabgleich hinsichtlich einer versicherungspflichti- 
gen oder geringfügigen Beschäftigung nach § 33 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 6 WoGG soll der Wohngeldbehörde Hinwei- 
se auf verschwiegenes Einkommen liefern. Innerhalb dieses 
Abgleichs soll künftig auch die Übermittlung der zugehöri- 
gen Arbeitgeberdaten zulässig sein, denn die Wohngeldbe- 
hörde muss anschließend ermitteln, wie hoch das Einkom- 
men war. Das betreffende Haushaltsmitglied darf aber in der 
Regel die Auskunft nach § 65 Absatz 3 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB 1) verweigern, da es in diesen Fällen 
leistungserhebliche Daten verschwiegen hat. Über die Aus- 
kunftspflicht des Arbeitgebers (auch des früheren Arbeit- 
gebers) nach § 23 Absatz 2 WoGG kann hier die Lücke 
geschlossen werden, wenn der Wohngeldbehörde der Arbeit- 
geber bekannt ist. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuehstabe aaa (Absatz 3 Satz 1 Nummer 3) 

Mit der Änderung soll klargestellt werden, dass zur Durch- 
führung des Datenabgleichs nur die Anschrift der Wohnung 
maßgeblich ist, für die Wohngeld beantragt oder bewilligt 
wurde; Zweitwohnungen sind irrelevant. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb, Buchstabe e und d 
Doppelbuehstabe bb sowie Buehstabe e 

(Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 Satz 5 und Ab- 
satz 6 Satz 1) 

Zur Klarheit und Verschlankung des Gesetzestextes soll für 
die sonst nach Landesrecht für den Datenabgleich zuständi- 
ge oder von der Landesregierung durch Rechtsverordnung 
oder auf sonstige Weise für den Datenabgleich bestimmte 
Stelle in Absatz 3 Satz 2 die Legaldefmition „zentrale Lan- 
desstelle“ eingeführt und auch in den übrigen Vorschriften 
verwendet werden. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
Dreifachbuchstabe bbb 

(Absatz 3 Satz 1 Satzteil nach Nummer 6) 
und Buchstabe c (Absatz 4 Satz 1) 

Der Begriff der „Meldebehörde“ ist im allgemeinen Sprach- 
gebrauch bereits etabliert und in § 1 MRRG und im Gesetz- 
entwurf zur Fortentwicklung des Meldewesens (§ 1 des Bun- 
desmeldegesetz-Entwurfs) definiert. Daher kann der Begriff 
statt „die für Meldedaten zuständige Stelle“ auch hier ver- 
wendet werden. 


Zu Buchstabe d Doppelbuchstabe aa 

(Absatz 5 Satz 4) 

Nach § 33 Absatz 5 Satz 5 WoGG führt die Datenstelle den 
Datenabgleich nach § 33 Absatz 2 WoGG in automatisierter 
Form durch. Zur Klarstellung und datenschutzrechtlichen 
Transparenz soll eine ausdrückliche Befugnis der Datenstelle 
geregelt werden, hierfür die Datenbestände des Grundsiche- 
rungsdatenabgleichs nach § 52 Absatz 1 und 2 SGB 11 sowie 
des Sozialhilfedatenabgleichs nach § 1 1 8 Absatz 2 SGB Xll 
zu nutzen. § 33 Absatz 5 Satz 4 WoGG ergänzt insoweit die 
Befugnisse der Datenstelle nach § 52 Absatz 2a Satz 1 
SGB 11 und § 1 18 Absatz 3 Satz 1 SGB XU. 

Weiterhin soll der Verweis auf die Arbeitgeberdatei nach 
§ 28p Absatz 8 Satz 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB IV) an die mittlerweile geänderte Satzzählung im Zu- 
ge des Unfallversicherungsmodemisierungsgesetzes vom 
30. Oktober 2008 (BGBl. 1 S. 2130, Artikel 4 Nummer 4 
Buchstabe b Doppelbuchstabe bb) angepasst werden. 

Zu Nummer 5 (§ 34 Absatz 1) 

Die Erhebungen im Rahmen der Wohngeldstatistik sollen in 
wesentlichen Punkten auch auf alle weiteren zu berücksich- 
tigenden Haushaltsmitglieder ausgeweitet werden. Bisher 
stand im Zentrum der Wohngeldstatistik die wohngeldbe- 
rechtigte Person. Dem liegt noch die bis zum 3 1 . Dezember 
2008 geltende Fassung des WoGG zugrunde, die davon aus- 
ging, dass der Antragberechtigte nach § 3 Absatz 5 WoGG in 
der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung Haupt- 
verdiener war. Mittlerweile kann nach § 3 Absatz 1 bis 3 
WoGG auch ein anderes Haushaltsmitglied, das nicht Haupt- 
verdiener ist, wohngeldberechtigte Person sein beziehungs- 
weise dazu bestimmt werden. Zudem gibt es immer mehr 
Mehrverdienerhaushalte. Um die einzelnen Erwerbsquellen 
statistisch erfassen zu können, ist es für die Nutzbarkeit der 
statistischen Erhebungen unabdingbar, dass nicht nur die 
wohngeldberechtigte Person, sondern auch die weiteren zu 
berücksichtigenden Haushaltsmitglieder statistisch betrach- 
tet werden. Nicht zuletzt dient die Ausweitung auch der Ver- 
besserung des statistischen Materials für die Evaluierung 
und Gesetzesfolgenabschätzung. 

Zu Nummer 6 (§ 35 Absatz 1) 

Zu Buchstabe a (Nummer 2) 

Durch die Vereinheitlichung der Begrifflichkeit auf „Erhe- 
bungszeitraum“ sollen Missverständnisse verhindert und 
eine klare Definition erreicht werden. Erhebungszeitraum ist 
das Kalendervierteljahr nach § 36 Absatz 1 Satz 1 WoGG. 
Für diesen Zeitraum sind die Daten zu erheben, und über die- 
sen Zeitraum ist zu berichten. 

Zu Buchstabe b (Nummer 4) 

Im Rahmen der Wohngeldstatistik soll nicht nur der Er- 
werbsstatus der wohngeldberechtigten Person, sondern auch 
der weiteren zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder sta- 
tistisch erfasst werden (vergleiche auch Begründung zu 
Nummer 5). 

Bislang werden die Kinder in der Wohngeldstatistik anhand 
des Kindergeldbezuges erfasst. Die wohngeldberechtigte 
Person muss bisher in ihrem Wohngeldantrag angeben, ob 
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für ihre Kinder Kindergeld geleistet wird. Da die Wohngeld- 
behörden die Geburtsdaten aller zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder im Wohngeldverfahren erfassen, kann 
die Kinderzahl für einen Haushalt unmittelbar aus dem 
Wohngeldantrag abgeleitet werden. Daher sollen künftig 
Kinder und junge Erwachsene, die jeweils zu berücksichti- 
gende Haushaltsmitglieder sind, anhand zweier Altersgrup- 
pen in der Wohngeldstatistik (0 bis 17 Jahre und 18 bis 24 
Jahre) erfasst werden. Damit karm eine Informationspflicht 
(Kindergeldbezug) für die Bürgerinnen und Bürger weitest- 
gehend abgeschafft werden. Soweit die Angabe des Kinder- 
geldbezugs weiterhin in § 1 7 Nummer 4 WoGG erfasst wer- 
den muss, betrifft dies ausschließlich Alleinerziehende, die 
nur 6 Prozent der Wohngeld empfangenden Personen ausma- 
chen. Durch die beiden Altersgruppen wird die Vergleich- 
barkeit mit anderen Statistiken erhöht. Die Erhebung der 
Anzahl der Kinder dient der Überprüfung des Wohngeldes 
als Leistung zur Sicherung familiengerechten Wohnens (§ 1 
Absatz 1 WoGG). 

Zu Buchstabe c (Nummer 5) 

Die Erfassung des Geschlechts soll auf alle zu berücksichti- 
genden Haushaltsmitglieder zur besonderen Berücksichti- 
gung von Genderaspekten ausgedehnt werden (vergleiche 
Begründung zu Nummer 5). 

Zu Buchstabe d (Nummer 8) 

Ab 2013 sollen die Summe der positiven Einkünfte und der 
Einnahmen nach § 14 WoGG und die Abzugsbeträge für 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge nach § 16 WoGG 
auch für jedes einzelne zu berücksichtigende Haushaltsmit- 
glied erhoben werden. Hierdurch können verbesserte Aussa- 
gen über die Empfängerstruktur gewonnen und nicht zuletzt 
die Möglichkeiten zur Gesetzesfolgenabschätzung verbes- 
sert werden. Die Angabe der nach § 14 Absatz 3 WoGG 
nicht zum Jahreseinkommen gehörenden Einkünfte ist ent- 
behrlich, weil es keine Notwendigkeit mehr gibt, diese Daten 
zu erheben. 

Zu Nummer 7 (§ 36) 

Zu Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa 

(Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1) 

Durch die Vereinheitlichung der Begriffe auf „Erhebungs- 
zeitraum“ sollen eine klare Definition erreicht und Missver- 
ständnisse verhindert werden. Erhebungszeitraum ist das 
Kalendervierteljahr nach § 36 Absatz 1 Satz 1 WoGG. Für 
diesen Zeitraum sind die Daten zu erheben und über diesen 
Zeitraum ist zu berichten. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 

(Absatz 2 Satz 7 - neu) 

Der Hinweis soll lediglich der Klarstellung dienen. Über die 
Übermittlung der Einzelangaben an das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und das Bundesamt 
für Bauwesen und Raumordnung hinaus ist die sonstige 
Übermittlung der Sozialdaten an Dritte für die Forschung 
und Planung im Rahmen des § 75 SGB X zulässig. 


Zu Nummer 8 (§ 38 Nummer 3) 

Die Regelung stellt klar, dass durch Rechtsverordnung eine 
Kostenerstattungsregelung zwischen Bund und Ländern ge- 
schaffen werden darf. 

Zu Nummer 9 (§41 Absatz 1 Satz 2 - neu) 

Die bisherige allgemeine Übergangsregelung des § 4 1 Ab- 
satz 1 WoGG für noch nicht beschiedene Anträge (soge- 
narmte Altanträge) wird redaktionell zu Satz 1 . Mit Satz 2 
soll eine ergänzende Regelung eingeführt werden. Abgese- 
hen von jenen Altanträgen kann es auch bei Entscheidungen 
etwa nach § 25 Absatz 3 bis 5 oder § 27 Absatz 1 Satz 2 
WoGG dazu komiuen, dass der Bewilligungszeitraum in 
Zeiten vor einer Änderung des Wohngeldrechts hineinreicht. 
Wurde beispielsweise ein Antrag auf Arbeitslosengeld 11 ab- 
gelehnt und stellten Bürgerinnen und Bürger anschließend 
einen rückwirkenden Wohngeldantrag nach § 25 Absatz 3 
Satz 1 WoGG, so reicht der Bewilligungszeitraum in den 
Monat zurück, für den ursprünglich Arbeitslosengeld II be- 
antragt worden war. Ist nun zwischenzeitlich eine Änderung 
des Wohngeldrechts eingetreten, soll auch für solche rück- 
wirkenden Bewilligungen eine Aufteilung des Bewilli- 
gungszeitraums und die Entscheidung nach dem jeweils gel- 
tenden Recht angeordnet werden. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Wohnungsbindungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 22 Absatz 3 Buchstabe b) 

Durch die Föderalismusreform I ist die Zuständigkeit für das 
Wohnraumforderungs- und Wohnungsbindungsrecht vom 
Bund auf die Länder übertragen worden (Gesetz zur Ände- 
rung des Grundgesetzes vom 28. August 2006, BGBl. I 
S. 2034, Artikel 1 Nummer 7 Doppelbuchstabe jj). ln eini- 
gen Ländern sind durch das Inkrafttreten entsprechender 
landesrechtlicher Wohnraumförderungsgesetze und Woh- 
nungsbindungsgesetze das Wohnraumforderungsgesetz des 
Bundes (WoFG) und das Wohnungsbindungsgesetz des 
Bundes (WoBindG) ersetzt worden (zum Beispiel in Bayern, 
Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen). Die Zuständigkeit für 
das Recht des Bergarbeiterwohnungsbaus ist im Bereich der 
konkurrierenden Zuständigkeit von Bund und Ländern be- 
lassen worden (Artikel 74 Absatz 1 Nuiumer 18 GG), da 
Bergarbeiterwohnungen - anders als öffentlich geforderte 
Sozialwohnungen - ausschließlich aus Bundesmitteln, dem 
sogenannten Bundestreuhandvermögen für den Bergarbei- 
terwohnungsbau im Kohlenbergbau, gefordert wurden. Der 
Bund füllt seine Zuständigkeit in diesem Bereich mit dem 
Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues im 
Kohlenbergbau vom 23. Oktober 1951 (BergarbWobauG) 
aus. 

Auf Bergarbeiterwohnungen ist das WoBindG weiter an- 
wendbar (§ 2 WoFÜG). Das führt dazu, dass in den Ländern 
mit eigenen Wohnraumforderungs- und Wohnungsbin- 
dungsgesetzen nach § 22 WoBindG in Verbindung mit § 5 
WoBindG und § 27 WoFG die Einkommensermittlungsvor- 
schriften der §§20 ff. WoFG und die Einkommensgrenzen 
des § 9 WoFG gelten, wenn es um die Erteilung von Wohn- 
berechtigungsscheinen für die Belegung einer Wohnung 
geht, die mangels örtlichen Wohnungsbedarfs von der 
Zweckbindung zugunsten von Wohnungsberechtigten im 
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Kohlenbergbau freigestellt ist. Für öffentlich geförderte So- 
zialwohnungen gelten in diesen Ländern jedoch die entspre- 
chenden Landes-Wohnungsbindungsgesetze beziehungs- 
weise Landes- Wohnraumförderungsgesetze. 

Zwei in Fällen der Freistellung von der Zweckbindung zu- 
gunsten von Wohnungsberechtigten im Kohlenbergbau ne- 
beneinander bestehende Regelungen für die Erteilung von 
Wohnberechtigungsscheinen sind weder verwaltungseffi- 
zient noch bürgemah. Um unterschiedliche Verfahren zu 
vemieiden, soll § 22 Absatz 3 WoBindG dahingehend er- 
gänzt werden, dass anstelle der Regelungen zur Wohnbe- 
rechtigung im Sinne des Wohnungsbindungsgesetzes lan- 
desrechtliche Regelungen in der jeweils geltenden Fassung 
auch für von der Zweckbindung freigestellte Bergarbeiter- 
wohnungen treten können. Dadurch wird gewährleistet, dass 
für die Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins in sol- 
chen Fällen der Freistellung von der Zweckbindung öffent- 
lich geförderter Wohnungen landeseinheitliches Recht gilt. 

Zu Nummer 2 (§ 22 Absatz 4) 

§ 22 Absatz 4 WoBindG verweist auf § 5 Absatz 2 
BergarbWobauG, der eine zehnjährige Zweckbindung zu- 
gunsten von Wohnungsberechtigten im Kohlenbergbau bei 
der Förderung des Baus von selbst genutztem Wohneigentum 
vorsah. Dieser § 5 Absatz 2 BergarbWobauG wurde durch 
das Fünfte Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
des Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau vom 
16. April 1997 (BGBl. 1 S. 971) mit Wirkung zum 1. Januar 
1997 aufgehoben. Die Neuforderung von Bergarbeiterwoh- 
nungen wurde zum 31. Dezember 1996 eingestellt (§ 1 
BergarbWobauG). Demzufolge ist die in § 5 Absatz 2 
BergarbWobauG geregelte zehnjährige Zweckbindung zu- 
gunsten von Wohnungsberechtigten im Kohlenbergbau zum 


3 1 . Dezember 2006 ausgelaufen. Diese Wohnungen unterlie- 
gen nunmehr der Zweckbindung für öffentlich geförderte 
Sozialwohnungen nach dem Wohnungsbindungsgesetz. 
Nach Ablauf der Zweckbindung zugunsten von Wohnungs- 
berechtigten im Kohlenbergbau sind Wohnungen in Eigen- 
tumsmaßnahmen Wohnberechtigten im Sinne des Woh- 
nungsbindungsgesetzes mit einem Einkommen innerhalb der 
Eirrkommensgrenze Vorbehalten (siehe Begründung zu Num- 
mer 1). Sie dürfen auch weiterhin, dann jedoch unabhängig 
vom Einkommen, Wohnungsberechtigten im Kohlenbergbau 
überlassen werden. Zur Vereinheitlichung der Regelungen für 
die Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins für Berg- 
arbeiterwohnungen nach Ablauf der Zweckbindung nach 
dem Bergarbeiterwohnungsbaugesetz sollen entsprechende 
landesrechtliche Regelungen in der jeweils geltenden Fas- 
sung auch für solche nunmehr öffentlich geförderten Woh- 
nungen anwendbar sein. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Wohnraumförderung- 
Überleitungsgesetzes) 

Die Änderung in § 2 Absatz 2 WoFÜG ist Folge der Ände- 
rung des Wohnungsbindungsgesetzes durch Artikel 2. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die Änderungen dieses Gesetzes sollen überwiegend umge- 
hend in Kraft treten (Satz 1). Das betrifft auch die Übermitt- 
lung der Sozialdaten an Dritte für die Forschung und Pla- 
nung. In Satz 2 ist vorgesehen, dass die übrigen Änderungen 
der Wohngeldstatistik erst zum Jahreswechsel 2012/2013 in 
Kraft treten, um die Erhebungsergebnisse der Jahresstatistik 
nicht zu beeinträchtigen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes geprüft. 

Für den Bereich der Wirtschaft entsteht durch das Rege- 
lungsvorhaben kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. Für 
Bürgerinnen und Bürger wird lediglich an bisher schon be- 
stehende Informationspflichten im Rahmen des Wohngeld- 
antrags angeknüpft, um diese nunmehr für statistische Erhe- 
bungen nutzbar zu machen. 

Für das Statistische Bundesamt entsteht durch Anpassung 
der Datenverarbeitungs- und Statistikprogramme ein einma- 
liger Umstellungsaufwand in Höhe von rd. 20 000 Euro. Für 
die Länder entsteht ein einmaliger Umstellungsaufwand in 
Höhe von rd. 5 000 Euro sowie ein jährlicher Erfüllungsauf- 
wand in Höhe von rd. 7 000 Euro. Des Weiteren werden zwei 
bestehende Informationspflichten mit marginalen Auswir- 
kungen geändert. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 896. Sitzung am 11. Mai 2012 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 1 (§ 12 Absatz 3 Satz 2) und 

Artikel 4 Satz 2 

a) ln Artikel 1 ist die Nummer 1 zu streichen. 

b) ln Artikel 4 ist in Satz 2 die Angabe „Artikel 1 Num- 
mer 5, 6 und 7“ durch die Angabe „Artikel 1 Num- 
mer 4, 5 und 6“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Verschiebung des 
Referenzstichtages für den Bevölkerungsstand auf den 
1. Januar des Kalenderjahres wäre hinsichtlich der Um- 
setzung mit Mehraufwand verbunden. Zum Zeitpunkt der 
Erhebung der jährlichen Wohngeldstatistik (April des 
jeweiligen Kalenderjahres) ist für die Erstellung des Re- 
gionalleitbandes der Bevölkerungsstand 1. Januar des 
Kalenderjahres noch nicht verfügbar. Die angestrebte 
wesentliche Arbeitserleichterung für die Statistischen 
Landesämter und die Verringerung des Prüfaufwands 
beim Statistischen Bundesamt kann unter dieser Voraus- 
setzung nicht erreicht werden. Daher sollte der Gesetzes- 
text des § 12 Absatz 3 Satz 2 WoGG in seiner geltenden 
Form beibehalten werden. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3a - neu - 

(§ 29 Absatz 4 - neu) 

ln Artikel 1 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3 a ein- 
zufügen: 

,3a. Dem § 29 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Abweichend von § 64 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch werden von der erstattungspflich- 
tigen Person Auslagen erhoben, die im Sozialver- 
waltungsverfahren durch die Feststellung der 
rechtswidrigen Inanspruchnahme von Wohngeld 
entstanden sind. Die Höhe der Auslagen ist auf die 
Zahlungen beschränkt, die die Wohngeldbehörde 
nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungs- 
gesetz oder in entsprechender Anwendung dieses 
Gesetzes tatsächlich zu leisten hat. Die Einnahmen 
aus den Auslagen sind kein Teil der Wohngeldrück- 
zahlungen im Sinne des § 32.“ ‘ 

Begründung 

Fordern die Wohngeldbehörden, zum Beispiel im Zuge 
der Bearbeitung der Rückläufe aus dem automatisierten 
Wohngelddatenabgleich bei fehlender Mitwirkung der 
betreffenden Person nach § 23 Absatz 4 WoGG, Aus- 
künfte von Kapitalerträge auszahlenden Stellen (zum 
Beispiel Banken, Sparkassen) an, haben diese nach § 21 
Absatz 3 Satz 4 SGB X auf Antrag Anspruch auf eine 
Entschädigung oder Vergütung in entsprechender An- 
wendung des Justizvergütungs- und -entschädigungsge- 


setzes. Es bedarf nicht nur einer Klarstellung des Ent- 
schädigungsanspruchs der Kapitalerträge auszahlenden 
Stellen (vgl. Bundesratsdrucksache 177/1 2, S. 12), son- 
dern einer entsprechenden Refinanzierung der Wohn- 
geldbehörden. 

Die vorgeschlagene Vorschrift zielt darauf ab, dass die 
von der Wohngeldbehörde an die Kapitalerträge auszah- 
lende Stelle geleistete Zahlung von der Person, die das 
rechtswidrig erlangte Wohngeld zurückzahlen muss, als 
Auslagen erhoben wird. Diese Regelung ist an § 107 
Absatz 3 Nummer 5 OWiG, § 10 Absatz 1 Nummer 5 
VwKostG und § 344 Absatz 1 Nummer 7 AO angelehnt. 
Die Erhebung von Auslagen ist dem Sozialrecht nicht 
fremd. So kann nach § 97c SGB VIII durch Landesrecht, 
abweichend von § 64 SGB X, die Erhebung von Gebüh- 
ren und Auslagen geregelt werden. Im Wohngeldrecht 
bietet sich jedoch mit Blick auf den begrenzten Umfang 
zu erhebender Auslagen anstatt einer Öffnungsklausel für 
landesrechtliche Vorschriften eine schlanke, unmittelbare 
und bundesweit einheitliche Regelung im Wohngeld- 
gesetz an. 

Die Entschädigung der Kreditinstitute, die der Wohn- 
geldbehörde Auskünfte über Kapitalerträge von wohn- 
geldberechtigten Personen erteilen, beläuft sich auf unter 
50 Euro je Auskunftsersuchen (vgl. Bundesratsdruck- 
sache 177/12, S. 9). Allerdings wird der Zahlbetrag an 
das Kreditinstitut praktisch kaum unter 20 Euro liegen 
(vgl. §§ 7, 19 Absatz 2, 22 JVEG: 17 Euro pro begonnene 
Stunde, zuzüglich sonstiger Aufwendungen, zum Bei- 
spiel Porto, Kopier- oder Druckkosten). Außerdem kön- 
nen im Rahmen eines Rückforderungsverfahrens Aus- 
kunftsersuchen über mehrere zu berücksichtigende 
Haushaltsmitglieder und bei unterschiedlichen Kredit- 
instituten erforderlich werden. Sowohl § 33 Absatz 2 
WoGG als auch § 23 Absatz 4 WoGG erfassen neben der 
wohngeldberechtigten Person auch die anderen zu be- 
rücksichtigenden Haushaltsmitglieder. Der Kostenauf- 
wand kann daher im Einzelfall ein Mehrfaches von 
20 Euro betragen. Im Vergleich: Der Verwaltungsauf- 
wand je Wohngeldbescheid betrug im Jahr 2010 bundes- 
weit durchschnittlich 85 Euro, in den Stadtstaaten 7 1 Euro 
(vgl. Wohngeld- und Mietenbericht 2010, Bundestags- 
drucksache 17/6280, S. 45). 

ln Fällen, in denen verschwiegene Kapitalerträge ennit- 
telt werden, steht der Rückforderung der rechtswidrig be- 
zogenen Wohngeldleistungen in der Regel ein entspre- 
chendes Kapitalvermögen gegenüber. Eine Abwälzung 
der Auslagen auf die erstattungspflichtige Person ist da- 
her angemessen. Durch Mitwirkung im Sozialverwal- 
tungsverfahren kann die Erhebung von Auslagen vermie- 
den werden. Der Begriff „erstattungspflichtige Person“ 
knüpft an § 50 SGB X an und erfasst neben der wohn- 
geldberechtigten Person auch gesamtschuldnerisch haf- 
tende Personen. Es kommt nicht darauf an, ob die erstat- 
tungspflichtige Person die Erhebung der Auslagen 
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verursacht hat. Satz 3 stellt klar, dass die Einnahmen aus 
den Auslagen nicht zu den Wohngeldrückzahlungen ge- 
hören und damit nach Maßgabe des § 32 WoGG nicht 
hälftig an den Bund weiterzugeben sind. 

Ändert sich die Höhe des Wohngeldanspruchs nur mit 
Wirkung für die Zukunft, entsteht in der Regel kein Er- 
stattungsanspruch. ln Fällen, in denen nach Abschluss 
des Verwaltungsverfahrens zwar die Auskunft einer Ka- 
pitalerträge auszahlenden Stelle vorliegt, aber kein 
Wohngeld zu erstatten ist, werden keine Auslagen erho- 
ben. 

3. Zu Artikel la - neu - und Artikel Ib - neu - 

(§ 52 Absatz 2a Satz 1 SGB 11 und § 1 18 Absatz 3 Satz 1 
SGB Xll) 

Nach Artikel 1 sind folgende Artikel la und Ib einzu- 
fügen: 

, Artikel la 

Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

ln § 52 Absatz 2a Satz 1 des Zweiten Buches Sozial- 
gesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitssuchende - in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 
(BGBl. 1 S. 850, 2094), das zuletzt durch ... (BGBl. 1 
S. ...) geändert worden ist, werden nach den Wörtern 
„für die Datenabgleiche nach den Absätzen 1 und 2“ die 
Wörter „sowie nach § 33 Absatz 1 und 2 in Verbindung 
mit Absatz 5 des Wohngeldgesetzes“ eingefügt. 

Artikel Ib 

Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

ln § 118 Absatz 3 Satz 1 des Zwölften Buches Sozial- 
gesetzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. Dezember 2003, BGBl. 1 S. 3022, 3023), das zuletzt 
durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, werden 


nach den Wörtern „für die Datenabgleiche nach den Ab- 
sätzen 1 und 2“ die Wörter „sowie nach § 33 Absatz 1 
und 2 in Verbindung mit Absatz 5 des Wohngeldgeset- 
zes“ eingefügt. ‘ 

Begründung 

ln sozialdatenschutzrechtlicher Hinsicht wirft die beab- 
sichtigte Regelung in Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe d 
Doppelbuchstabe aa (§ 33 Absatz 5 Satz 4 WoGG) einen 
(klarstellenden) Folgeänderungsbedarf im Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch beziehungsweise im Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch auf. Dem soll durch die vorgeschlagene 
Einfügung der Artikel 1 a und Ib Rechnung getragen wer- 
den. 

Gemäß § 52 Absatz 2a Satz 1 SGB 11 darf die Datenstelle 
der Rentenversicherungsträger als Vermittlungsstelle die 
nach den Absätzen 1 und 2 übermittelten Daten speichern 
und nutzen, soweit dies für die Datenabgleiche nach den 
Absätzen 1 und 2 erforderlich ist. Die danach bei der Da- 
tenstelle der Rentenversicherungsträger gespeicherten 
Daten sind unverzüglich nach Abschluss des Datenab- 
gleichs zu löschen (§ 52 Absatz 2a Satz 3 SGB 11). Für 
den Bereich der Sozialhilfe besteht in § 118 Absatz 3 
SGB Xll eine nämliche Regelung. 

Vor diesem Hintergrund bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken, die der Datenstelle nach diesen Bestimmun- 
gen übermittelten Daten auch für den automatisierten Da- 
tenabgleich nach dem Wohngeldgesetz nutzbar zu ma- 
chen, zumal sich § 33 Absatz 5 WoGG normtextlich und 
systematisch an die Bestimmungen des § 52 Absatz 2a 
SGB 11 und des § 118 Absatz 3 SGB Xll anlehnt. Zur 
Klarstellung beziehungsweise zur Harmonisierung sollte 
daher auch in diesen Fachgesetzen die mit § 33 Absatz 5 
Satz 4 WoGG angeordnete Ennächtigung nachvollzogen 
werden. 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-17- 


Drucksache 17/9851 


Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer la (Artikel 1 Nummer 1 - § 12 Absatz 3 
Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates zu. 

Zu Nummer Ib (Artikel 4 Satz 2 - Inkrafttreten) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates zu. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nummer 3a - neu - § 29 
Absatz 4 - neu) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates grundsätzlich zu. Die konkrete Umsetzung wird im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft. 

Erfüllungsaufwand und sonstige Kosten: 

Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzentwurfs (§ 23 Absatz 4 
Satz 2 - neu) stellt klar, dass Kreditinstitute für Auskünfte 
über Kapitalerträge, wie in anderen Sozialleistungsbereichen 


auch, eine Entschädigung erhalten. Diese beläuft sich auf 
unter 50 Euro pro Auskunftsersuchen. Da die Anzahl der 
Bescheinigungen nicht absehbar ist, kann der gesamte Erfül- 
lungsaufwand für die Wohngeldbehörden nicht beziffert 
werden. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Übernahme dieser Kos- 
ten für die Auskunft durch die betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger ist sachgerecht. Zwar ist das Sozialverwaltungsver- 
fahren grundsätzlich kostenfrei; auch erhöht dies sonstige 
Kosten für Bürgerinnen und Bürger. Die Wohngeld beantra- 
gende Person hat aber die Anfrage durch das Verschweigen 
von Einkünften veranlasst. Daher wäre es nicht sachgerecht, 
wenn die Wohngeldbehörden - ohne eine solche Regelung - 
die Kosten selbst tragen müssten. 

Zu Nummer 3 (Artikel la - neu - und Artikel Ib - neu - 
§ 52 Absatz 2a Satz 1 SGB 11, 

§ 118 Absatz 3 Satz 1 SGB XII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. Eine Änderung des Zweiten und Zwölften Buches So- 
zialgesetzbuch ist nicht erforderlich, da das geänderte Wohn- 
geldgesetz als Spezialgesetz für den Wohngeld-Daten- 
abgleich die datenschutzrechtlich erforderlichen Regelungen 
bereits enthält. 
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